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Erweiterte Mitbestimmung in 
personellen Angelegenheiten 

Von Professor DI: Volker Rieble, Mannheim 

I. Beschäfiigungssicherung und -forderung, 
9 92 a BetrVG 

I .  Systernjienzdes Element 
9 92 a BetrVG fuhrt die IJeschaftigungssicherung und - 

was von der anitlichen Paragraphenuberschrifi verschwie- 
gen wird - die Bcschaftigungsforderung als neues Mitwir- 
kungsrecht iin Rahmen der allgemeinen personellen Ange- 
legenheiten ein. Systemfreind ist die allgemeiiie Beschafii- 
gungsforderung, weil der Betriebsrat i i i ~ h t  Interessenvertre- 
tung der Arbeitslosen und Arbeitssucheiiden ist1. Betriebs- 
verfaciungslzonforni sollte niaii deshalb einen Betriebsbezug 
verlangen: Die Beschaftiguiigsforderung konnte sich dann 
auf solche Arbeitnehiner beziehen, die entweder aui- 
gtöchieden sind und Wicdereinstcllu~ig begehren oder die 
in einem befristeten Ausbildungs- oder Arbeitsverhaltnis 
stehen, uiid fur die erst Aiischlussa~beit geschaffen werden 
soll. 

Das eigentlich inerkwurdige an dein Tatbeitand ist seine 
Zuorduuiig zu den personellen Angelegenheiten. Denn die 
Beichaftigungssicherung oder -forderung ist nur das Motiv, 
das hintei dein Vorschlag des Betriebsrats steht Dei Cegen- 
stand ceines Vorschlag~cchts ist nur beisp~clli~ift unis~hrie- 
ben und uinfasst soz& ~ii~elcgei~liei tei i  wie die Arbeits- 
zeit, personelle Angelegenheiteri wie die Arbcitsorgaimisa- 
tiori und vor alle111 wirtccliaftliche Arigelegenheiter~ wie 
Arnsgliederung und Fremdvergabe, ja selbst das  PI-oderkti- 
onsprograimr . 

Uberdics wird rmiari sagen niiisseri: 5 92 a l$etrVG vei-langt 
mit „der WescPläftiguirgU nicl~t, dass die Beschäftigrarrgsfi'>r- 
derung die ganze I3elegscliaft erfiisst. Der Betriebsrat karii~ 
aiicPe F6rcdern~ai$rrahi11~~~1 fiir bcstinrmtc Per-soiaengr~mppea-a 
(Fi-aueil, Alte, G$ehirrderte, Arasl2iirdcr urid &rTonaoscxueBle - 
L I ~ P ~  :ille politisch korrekten I<~~nihir~,zti«i~~~m) vorschlagen, 
ur21 ilerern B ~ a i i i f i i ~ q i ~ g  gezielt zu sichcrn iiird 2x1 f<irdcra~. 
Arrsgrschloisen siiad iiur VorscR~lage, däc dei- Fiardcr~i~ig eirr- 

Mit personelleii Angelegenheiten hat das io gesellen 
nichts zu tun; allein das Motiv qualifiziert nicht das Mit- 
bestiininungsrecht. Die Vorschrift zielt darauf, das? der Ar- 
beitgeber mehr Personen beschaftigt, als er das bislang vor- 
hat - also auf einen denkbaren Personalabbau verzichtet 
oder gar zuiatzliche Arbeitsplatze schafft. 

Mithin gehort 5 92 a BetrVG entweder zu den allgeinei- 
nen Aufgaben des Betriebsrats, wo freilich die Beschafii- 
gungssicherung und -forderung bereits in 5 80 I Nr. 8 
BetrVG verzeichnet ist - oder zu den wirtschafiliclien An- 
gelegenlieiteii, in die Nahe des Iriteressenausgleiclies. Denn 
wenn der Betriebsrat etwa das Arbeitszeitsysterii so usnge- 
stalteii will, dass Uberstunderi weniger attraktiv sind, kann 
er dafur schon sein Mitbeitimiiiuiigsrecht nach 5 X7 I Nr. 2 
und 3 BetrVG nutzen. Das beschafiigungssichernde Motiv 
ninimt die Arbeitszeitfragen nicht aus den1 Katalog des 9 87 
BetrVG heraus. 

2. Unbegrenxtev Tatbestand 
Der Tatbestand ist unbeschränkt. Der Betriebsrat kann 

letztlich vorschlagen, was er will - es inuss sich lediglich auf 
eine vom Unternehmen vorzunehinende Handlung bczie- 
lien. Irgendwelche Grenzen etwa dahin, dass die Unter- 
nehinenspolitik mit den1 Betriebsrat nicht zu erbrtern wire, 
gibt es nicht. In1 Gegenteil: der Gesetzgeber iieniit in 
5 92a 1 BetrVG selbst und noch ausgedehnter in der Be- 
grundung~<ostenscnkungsmaßnalim~ii d e r  Art urid stellt 
neben das Produktioiis- und Investitionsprograinm die Er- 
weiterung der Produktion, die ~usdehnungder  Dienstleis- 
tungen und Geschaftsfelder. 

Die vom Betriebsrat vorcreiclilarrene Maßnahme riiuss " U 

sich auf die Uescliafiigung im konkreten Betrieb auswirken 
konnen. WerIn ein Betriebsrat die l'roduktionsenveiterung 
fur einen anderen Standort vorschlagt, fehlt 111111 die Zustaii- 
digkeit Fur die Qualifikation als beschaftigurigssichernde 
oder -fordernde Maßnahme genugt CS, wenn der Uetriebs- 
rat die Ueichafiigungswirkung behauptet und die Behaup- 
tung nicht qchlecliterdings abwegig ist. Denn uber die „Eig- 
nung" soll Ja gerade beraten werden So kann etwa ein 
Betriebsrat von Opel - wie jetzt in der Uriternehnienskrise 
nachtraglich geschehen3 - „falsche strategische Weiclien- 
stelluiig~n" monieren und vorschlagen, d& Modelle ZaGra 
uiid Astra auf den1 anierikaiiischen Markt einzuführen. 

a) Bevatungspflicht. Der Arbeitgeber muss i iunn~ehr~  den 
Vorschlag des Betrieb~rats beraten, so wie er auch nach 
5 1 11 BetrVG Betriebsanderuiigen iiut dem Betriebsrat 
beraten muss. Mehr als ciri erilsthaftes Zuhoren urid Stel- 
lungnelinlen kann der Betriebsrat nicht verlangen Der 
Arbeitgeber mag hierfir einen Stoiker bes~hafiigen. Deiin 
der Aheitgeber ist nicht gehalten, wile Finanz-, Irivestiti- 
011s- und Produktionsplanung niit deiii Bettieb\rat ergeb- 
nisoffen zu diskutieren Q 92a BetrVG soll kein gencral- 
klauselaitige\ Mit\virkuiigsrecht schaffen und kann schon 
wegen \einer 5yiteniatische11 Stellung ltciiie allgenieine Mit- 
wirkung in wirt\chaftlicheii Angelegenbciteii begniridcn5 

b) Uc~nr~dun~cpJl tch t ,  j; 92 LI 11 BcfrVG Jeden Arbeitgeber 
tlifft i~z,ch 92 J 11 2 BetrVG ciiii I%cgruiidungspAncht 

~ - 

dann, wenin er die %iorschläge des Betriebsrats tiir „uilgeeig- 
i~ct" Mtsc. BPic Betrlebsgröfie spielt rnir insofern eine Rolle, 
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